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6 0 0 . Internationales Übereinkommen gegen Geiselnahme
(NR: GP XVI RV 889 AB 1054 S. 152. BR: AB 3176 S. 479.)

598. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
28. Oktober 1986 betreffend die Kündigung
der Konsularkonvention zwischen der Repu-
blik Österreich und dem Königreiche der Nie-
derlande betreffend die überseeischen Teile

des Königreiches der Niederlande

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird kund-
gemacht:

Die Konsularkonvention zwischen der Republik
Österreich und dem Königreiche der Niederlande
betreffend die überseeischen Teile des Königrei-
ches der Niederlande, BGBl. Nr. 182/1923, in der
Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 84/1954
wurde gemäß seinem Art. 14 zweiter Absatz am
25. August 1986 durch das Königreich der Nieder-
lande gekündigt und tritt demnach am 26. August
1987 außer Kraft;

Vranitzky

599. Notenwechsel betreffend eine Änderung
der Vereinbarung vom 24. August 1978 über
die Errichtung vorgeschobener österreichi-
scher Grenzdienststellen am Grenzübergang
Simbach-Innbrücke gemäß Art. 1 Abs. 3 des
Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland
über Erleichterungen der Grenzabfertigung im

Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

V e r b a l n o t e

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Österreichi-
schen Botschaft mitzuteilen, daß die für die Grenz-

abfertigung zuständigen obersten Bundesbehörden
der Bundesrepublik Deutschland in Ausführung
von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955*) zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Österreich über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung
der Änderungsabkommen vom 21. Januar 1975 **)
und 16. September 1977 ***) für die Vereinbarung
vom 24. August 1978 ****) über die Errichtung vor-
geschobener österreichischer Grenzdienststellen am
Grenzübergang Simbach-Innbrücke folgende
Änderung vorschlagen:

Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 umfaßt

a) Die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Innbrücke von der gemeinsamen

Grenze bis zur Innstraße;
— die Innstraße einschließlich der Gehsteige

von der Innbrücke bis zur Grundstücks-
grenze zwischen den Gebäuden Innstraße
Nr. 36 und 38;

— den Hochwasserdamm zu beiden Seiten
der Innstraße jeweils bis zu der Gabelung
des Dammweges;

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979
****) Kundgemacht in BGBl. Nr. 505/1978
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— die zu den Gebäuden Innstraße Nr. 46
und 48 gehörenden Grundstücke sowie
den Zufahrtsweg von der Innstraße;

— die öffentlichen Sanitäranlagen auf dem
Grundstück des Gebäudes Innstraße
Nr. 65 und den Zugang von der Straße;

— die Abfertigungskioske auf dem Hoch-
wasserdamm;

— den Durchsuchungsraum im Erdgeschoß
Innstraße Nr. 48;

— die sanitären Anlagen im Erdgeschoß und
ersten Obergeschoß des Gebäudes Inn-
straße Nr. 48;

— sämtliche Verbindungswege im Erdge-
schoß und ersten Obergeschoß des
Gebäudes Innstraße Nr. 48;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume,
und zwar
— das gesamte Erdgeschoß des Gebäudes

Innstraße Nr. 46;
— im Gebäude Innstraße Nr. 48 im Erdge-

schoß den Raum rechts neben dem Ein-
gang."

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
1. Dezember 1986 in Kraft tritt und gleichzeitig mit
der Vereinbarung vom 24. August 1978 außer
Kraft tritt.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 9. Oktober 1986

L. S.
An die
Botschaft der
Republik Österreich.
Bonn

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 112.05/241-A/86

V e r b a l n o t e

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 9. Oktober 1986 - 510-511.13/3 OST — zu
bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, (es folgt
der weitere Text der deutschen Verbalnote)
zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung damit einverstanden ist, daß die vorgeschla-
gene Regelung durch den Austausch der Verbal-
note des Auswärtigen Amtes und dieser Antwort-
note eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 bildet, die am 1. Dezember 1986 in Kraft
tritt und gleichzeitig mit der Vereinbarung vom
24. August 1978 außer Kraft tritt.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den Aus-
druck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, am 9. Oktober 1986

L. S.

An das
Auswärtige Amt

B o n n

Vranitzky

600.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

INTERNATIONALES
ÜBEREINKOMMEN

GEGEN GEISELNAHME
Die Vertragsstaaten dieses

Übereinkommens —

In Anbetracht der Ziele und
Grundsätze der Satzung der Ver-
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einten Nationen betreffend die
Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit
sowie die Förderung freund-
schaftlicher Beziehungen und der
Zusammenarbeit zwischen den
Staaten,

Insbesondere von der Erkennt-
nis ausgehend, daß jeder das
Recht auf Leben sowie persönli-
che Freiheit und Sicherheit hat,
wie es die Allgemeine Erklärung
der Menschenrechte und der
Internationale Pakt über bürgerli-
che und politische Rechte vorse-
hen,

In Bekräftigung des Grundsat-
zes der Gleichberechtigung und
Selbstbestimmung der Völker,
wie er in der Satzung der Verein-
ten Nationen und in der Erklä-
rung über Grundsätze des Völ-
kerrechts betreffend freund-
schaftliche Beziehungen und
Zusammenarbeit zwischen den
Staaten im Einklang mit der Sat-
zung der Vereinten Nationen
sowie in anderen diesbezüglichen
Entschließungen der Generalver-
sammlung verankert ist,

In der Erwägung, daß die Gei-
selnahme eine Straftat darstellt,
die der Völkergemeinschaft
Anlaß zu ernster Besorgnis gibt,
und daß nach diesem Überein-
kommen jeder, der eine Geisel-
nahme begeht, strafrechtlich ver-
folgt oder ausgeliefert werden
muß,

Überzeugt, daß es dringend
notwendig ist, eine internationale
Zusammenarbeit zwischen den
Staaten bei der Ausarbeitung und
Annahme wirksamer Maßnah-
men zur Verhütung, strafrechtli-
chen Verfolgung und Bestrafung
aller Geiselnahmen als Äußerun-
gen des internationalen Terroris-
mus zu entwickeln —

sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

(1) Wer eine andere Person (im
folgenden als „Geisel" bezeich-
net) in seine Gewalt bringt oder
in seiner Gewalt hält und mit dem
Tod, mit Körperverletzung oder
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mit der Fortdauer der Freiheits-
entziehung für diese Person
droht, um einen Dritten, nämlich
einen Staat, eine internationale
zwischenstaatliche Organisation,
eine natürliche oder juristische
Person oder eine Gruppe von
Personen zu einer Handlung
oder Unterlassung als ausdrückli-
che oder stillschweigende Vor-
aussetzung für die Freigabe der
Geisel zu nötigen, begeht die
Straftat der Geiselnahme im
Sinne dieses Übereinkommens.

(2) Wer

a) eine Geiselnahme zu bege-
hen versucht oder

b) sich an einer Geiselnahme,
die ein anderer begeht oder
zu begehen versucht, betei-
ligt,

begeht gleichfalls eine Straftat für
die Zwecke dieses Übereinkom-
mens.

Artikel 2

Jeder Vertragsstaat bedroht die
in Artikel 1 genannten Straftaten
mit angemessenen Strafen, wel-
che die Schwere der Tat berück-
sichtigen.

Artikel 3

(1) Der Vertragsstaat, in des-
sen Hoheitsgebiet der Täter die
Geisel in seiner Gewalt hält, trifft
alle ihm geeignet erscheinenden
Maßnahmen, um das Los der
Geisel zu erleichtern, insbeson-
dere um ihre Befreiung sicherzu-
stellen und um ihr, falls erforder-
lich, nach ihrer Befreiung die
Ausreise zu erleichtern.

(2) Gelangt ein Gegenstand,
den der Täter durch die Geisel-
nahme erlangt hat, in den
Gewahrsam eines Vertragsstaats,
so gibt ihn dieser so bald wie
möglich der Geisel bzw. dem in
Artikel 1 bezeichneten Dritten
oder dessen zuständigen Behör-
den zurück.

Artikel 4

Die Vertragsstaaten arbeiten
bei der Verhütung der in Arti-
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kel 1 genannten Straftaten
zusammen, indem sie insbeson-
dere

a) alle durchführbaren Maß-
nahmen treffen, um in ihren
jeweiligen Hoheitsgebieten
Vorbereitungen für die
Begehung dieser Straftaten
innerhalb oder außerhalb
ihrer Hoheitsgebiete zu ver-
hindern, einschließlich
Maßnahmen, um in ihren
Hoheitsgebieten illegale
Tätigkeiten von Personen,
Gruppen und Organisatio-
nen zu verbieten, welche die
Begehung von Geiselnah-
men fördern, anstiften,
organisieren oder durchfüh-
ren;

b) Informationen austauschen
sowie Verwaltungs- und
andere Maßnahmen mitein-
ander abstimmen, die geeig-
net sind, die Begehung die-
ser Straftaten zu verhin-
dern.

Artikel 5

(1) Jeder Vertragsstaat trifft
die notwendigen Maßnahmen,
um seine Gerichtsbarkeit über die
in Artikel 1 genannten Straftaten
zu begründen, die begangen wer-
den

a) in seinem Hoheitsgebiet
oder an Bord eines in die-
sem Staat eingetragenen
Schiffes oder Luftfahr-
zeugs;

b) von seinen Staatsangehöri-
gen oder, sofern dieser
Staat es für angebracht hält,
von Staatenlosen, die ihren
gewöhnlichen Aufenthalt in
seinem Hoheitsgebiet
haben;

c) um diesen Staat zu einer
Handlung oder Unterlas-
sung zu nötigen oder

d) in bezug auf eine Geisel, die
Angehörige dieses Staates
ist, sofern dieser Staat es für
angebracht hält.

(2) Ebenso trifft jeder Ver-
tragsstaat die notwendigen Maß-
nahmen, um seine Gerichtsbar-
keit über die in Artikel 1 genann-
ten Straftaten für den Fall zu
begründen, daß der Verdächtige

403



3968 242. Stück — Ausgegeben am 11. November 1986 — Nr. 600

sich in seinem Hoheitsgebiet
befindet und er ihn nicht an einen
der in Absatz 1 dieses Artikels
bezeichneten Staaten ausliefert.

(3) Dieses Übereinkommen
schließt eine Strafgerichtsbarkeit,
die nach innerstaatlichem Recht
ausgeübt wird, nicht aus.

Artikel 6

(1) Hält der Vertragsstaat, in
dessen Hoheitsgebiet sich der
Verdächtige befindet, es in Anbe-
tracht der Umstände für gerecht-
fertigt, so nimmt er ihn nach sei-
nem Recht in Haft oder trifft
andere Maßnahmen, um seine
Anwesenheit für die Zeit sicher-
zustellen, die zur Einleitung eines
Straf- oder Auslieferungsverfah-
rens benötigt wird. Der Vertrags-
staat führt umgehend eine vorläu-
fige Untersuchung zur Feststel-
lung des Sachverhalts durch.

(2) Die Haft oder die anderen
Maßnahmen nach Absatz 1 sind
unverzüglich unmittelbar oder
über den Generalsekretär der
Vereinten Nationen zu notifizie-
ren

a) dem Staat, in dem die Straf-
tat begangen wurde;

b) dem Staat, der genötigt
oder dessen Nötigung ver-
sucht worden ist;

c) dem Staat, dem die natürli-
che oder juristische Person
angehört, die genötigt oder
deren Nötigung versucht
worden ist;

d) dem Staat, dem die Geisel
angehört oder in dessen
Hoheitsgebiet sie ihren
gewöhnlichen Aufenthalt
hat;

e) dem Staat, dem der Ver-
dächtige angehört oder,
wenn er staatenlos ist, in
dessen Hoheitsgebiet er sei-
nen gewöhnlichen Aufent-
halt hat;

f) der internationalen zwi-
schenstaatlichen Organisa-
tion, die genötigt oder
deren Nötigung versucht
worden ist;



242. Stück — Ausgegeben am 11. November 1986 — Nr. 600 3969

g) allen anderen betroffenen
Staaten.

(3) Jeder, gegen den die in
Absatz 1 bezeichneten Maßnah-
men getroffen werden, ist berech-
tigt,

a) unverzüglich mit dem näch-
sten zuständigen Vertreter
des Staates, dessen Angehö-
riger er ist oder der ander-
weitig zur Herstellung einer
solchen Verbindung berech-
tigt ist, oder, wenn der
Betreffende staatenlos ist,
des Staates, in dem er sei-
nen gewöhnlichen Aufent-
halt hat, in Verbindung zu
treten;

b) den Besuch eines Vertreters
dieses Staates zu empfan-
gen.

(4) Die in Absatz 3 bezeichne-
ten Rechte werden in Überein-
stimmung mit den Gesetzen und
sonstigen Vorschriften des Staa-
tes ausgeübt, in dessen Hoheits-
gebiet sich der Verdächtige befin-
det, wobei jedoch diese Gesetze
und sonstigen Vorschriften die
volle Verwirklichung der Zwecke
gestatten müssen, für welche die
Rechte nach Absatz 3 gewährt
werden.

(5) Die Absätze 3 und 4 lassen
das Recht jedes Vertragsstaats,
der nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe b einen Anspruch auf
Gerichtsbarkeit hat, unberührt,
das Internationale Komitee vom
Roten Kreuz einzuladen, mit
dem Verdächtigen Verbindung
aufzunehmen und ihn zu besu-
chen.

(6) Der Staat, der die vorläu-
fige Untersuchung nach Absatz 1
durchführt, unterrichtet die in
Absatz 2 bezeichneten Staaten
oder Organisationen umgehend
über das Ergebnis der Untersu-
chung und teilt ihnen mit, ob er
seine Gerichtsbarkeit auszuüben
beabsichtigt.

Artikel 7

Der Vertragsstaat, in dem der
Verdächtige strafrechtlich ver-
folgt wird, teilt nach seinem

404



3970 242. Stück — Ausgegeben am 11. November 1986 — Nr. 600

Recht den Ausgang des Verfah-
rens dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen mit, der
diese Information an die anderen
betroffenen Staaten und die
betroffenen internationalen zwi-
schenstaatlichen Organisationen
weiterleitet.

Artikel 8

(1) Der Vertragsstaat, in des-
sen Hoheitsgebiet der Verdäch-
tige aufgefunden wird, ist, wenn
er ihn nicht ausliefert, verpflich-
tet, den Fall ohne irgendeine Aus-
nahme und unabhängig davon,
ob die Tat in seinem Hoheitsge-
biet begangen wurde, seinen
zuständigen Behörden zum
Zweck der Strafverfolgung in
einem Verfahren nach seinem
Recht zu unterbreiten. Diese
Behörden treffen ihre Entschei-
dung in der gleichen Weise wie
im Fall einer gemeinrechtlichen
Straftat schwerer Art nach dem
Recht dieses Staates.

(2) Jedem, gegen den ein Ver-
fahren wegen einer der in Arti-
kel 1 genannten Straftaten durch-
geführt wird, ist während des
gesamten Verfahrens eine
gerechte Behandlung zu gewähr-
leisten, die den Genuß aller
Rechte und Garantien ein-
schließt, die das Recht des Staates
vorsieht, in. dessen Hoheitsgebiet
er sich befindet.

Artikel 9

(1) Einem auf Grund dieses
Übereinkommens gestellten Ersu-
chen um Auslieferung eines Ver-
dächtigen wird nicht stattgege-
ben, wenn der ersuchte Vertrags-
staat ernstliche Gründe für die
Annahme hat,

a) daß das Auslieferungsersu-
chen wegen einer in Arti-
kel 1 genannten Straftat
gestellt worden ist, um eine
Person wegen ihrer Rasse,
ihrer Religion, ihrer Staats-
angehörigkeit, ihrer ethni-
schen Herkunft oder ihrer
politischen Anschauungen
zu verfolgen oder zu bestra-
fen, oder
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b) daß die Lage dieser Person

i) aus einem der unter
Buchstabe a genannten
Gründe oder

ii) aus dem Grund, daß die
zuständigen Behörden
des zur Ausübung von
Schutzrechten berech-
tigten Staates keine
Verbindung mit ihr auf-
nehmen können,

erschwert werden könnte.

(2) Hinsichtlich der in diesem
Übereinkommen definierten
Straftaten werden die Bestim-
mungen aller zwischen Vertrags-
staaten anwendbaren Ausliefe-
rungsverträge und -Vereinbarun-
gen im Verhältnis zwischen den
Vertragsstaaten geändert, soweit
sie mit dem vorliegenden Über-
einkommen unvereinbar sind.

Artikel 10

(1) Die in Artikel 1 genannten
Straftaten gelten als in jeden zwi-
schen Vertragsstaaten bestehen-
den Auslieferungsvertrag einbe-
zogene, der Auslieferung unter-
liegende Straftaten. Die Vertrags-
staaten verpflichten sich, diese
Straftaten als der Auslieferung
unterliegende Straftaten in jeden
künftig zwischen ihnen zu schlie-
ßenden Auslieferungsvertrag auf-
zunehmen.

(2) Erhält ein Vertragsstaat,
der die Auslieferung vom Beste-
hen eines Vertrags abhängig
macht, ein Auslieferungsersuchen
von einem anderen Vertragsstaat,
mit dem er keinen Auslieferungs-
vertrag hat, so steht es dem
ersuchten Staat frei, dieses Über-
einkommen als Rechtsgrundlage
für die Auslieferung in bezug auf
die in Artikel 1 genannten Straf-
taten anzusehen. Die Ausliefe-
rung unterliegt im übrigen den im
Recht des ersuchten Staates vor-
gesehenen Bedingungen.

(3) Vertragsstaaten, welche die
Auslieferung nicht vom Bestehen
eines Vertrags abhängig machen,
erkennen untereinander die in
Artikel 1 genannten Straftaten
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vorbehaltlich der im Recht des
ersuchten Staates vorgesehenen
Bedingungen als der Auslieferung
unterliegende Straftaten an.

(4) Die in Artikel 1 genannten
Straftaten werden für die Zwecke
der Auslieferung zwischen Ver-
tragsstaaten so behandelt, als
seien sie nicht nur an dem Ort, an
dem sie sich ereignet haben, son-
dern auch in den Hoheitsgebieten
der Staaten begangen worden,
die verpflichtet sind, ihre
Gerichtsbarkeit nach Artikel 5
Absatz 1 zu begründen.

Artikel 11

(1) Die Vertragsstaaten gewäh-
ren einander die weitestgehende
Hilfe im Zusammenhang mit
Verfahren, die in bezug auf die in
Artikel 1 genannten Straftaten
eingeleitet werden, einschließlich
der Überlassung aller ihnen zur
Verfügung stehenden und für das
Verfahren erforderlichen Beweis-
mittel.

(2) Absatz 1 läßt Verpflichtun-
gen über die gegenseitige Rechts-
hilfe unberührt, die in anderen
Verträgen enthalten sind.

Artikel 12

Soweit die Genfer Abkommen
von 1949 zum Schutze von
Kriegsopfern oder die Zusatzpro-
tokolle zu jenen Abkommen auf
eine bestimmte Geiselnahme
Anwendung finden und soweit
Vertragsstaaten dieses Überein-
kommens nach jenen Abkommen
zur strafrechtlichen Verfolgung
oder zur Auslieferung des Geisel-
nehmers verpflichtet sind, findet
dieses Übereinkommen keine
Anwendung auf eine Geisel-
nahme, die im Verlauf von
bewaffneten Konflikten im Sinne
der Genfer Abkommen von 1949
und der dazugehörigen Proto-
kolle einschließlich der in Arti-
kel 1 Absatz 4 des Zusatzproto-
kolls von 1977 genannten bewaff-
neten Konflikte begangen wird,
in denen Völker gegen Kolonial-
herrschaft und fremde Besetzung
sowie gegen rassistische Regimes
in Ausübung ihres Rechts auf
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Selbstbestimmung kämpfen, wie
es in der Satzung der Vereinten
Nationen und in der Erklärung
über Grundsätze des Völker-
rechts betreffend freundschaftli-
che Beziehungen und Zusammen-
arbeit zwischen den Staaten im
Einklang mit der Satzung der
Vereinten Nationen niedergelegt
ist.

Artikel 13

Diese Übereinkommen ist
nicht anwendbar, wenn die Tat
innerhalb eines einzigen Staates
begangen wird, die Geisel und
der Verdächtige Angehörige die-
ses Staates sind und der Verdäch-
tige im Hoheitsgebiet dieses Staa-
tes aufgefunden wird.

Artikel 14

Keine Bestimmung dieses
Übereinkommens darf als Recht-
fertigung für die Verletzung der
territorialen Unversehrtheit oder
politischen Unabhängigkeit eines
Staates entgegen der Satzung der
Vereinten Nationen ausgelegt
werden.

Artikel 15

Dieses Übereinkommen läßt
die Anwendung der im Zeitpunkt
seiner Annahme geltenden Asyl-
verträge zwischen den Vertrags-
staaten dieser Verträge unbe-
rührt; jedoch kann sich ein Ver-
tragsstaat dieses Übereinkom-
mens gegenüber einem anderen
Vertragsstaat, der nicht Vertrags-
staat jener Verträge ist, nicht auf
diese berufen.

Artikel 16

(1) Jede Streitigkeit zwischen
zwei oder mehr Vertragsstaaten
über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Übereinkommens,
die nicht durch Verhandlungen
beigelegt wird, ist auf Verlangen
eines dieser Staaten einem
Schiedsverfahren zu unterwerfen.
Können sich die Parteien binnen
sechs Monaten nach dem Zeit-
punkt, zu dem das Schiedsverfah-
ren verlangt worden ist, über
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seine Ausgestaltung nicht einigen,
so kann jede dieser Parteien die
Streitigkeit dem Internationalen
Gerichtshof unterbreiten, indem
sie einen seinem Statut entspre-
chenden Antrag stellt.

(2) Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder der Ratifi-
kation dieses Übereinkommens
oder dem Beitritt zu diesem
erklären, daß er sich durch
Absatz 1 nicht als gebunden
betrachtet. Die anderen Vertrags-
staaten sind gegenüber einem
Vertragsstaat, der einen solchen
Vorbehalt gemacht hat, durch
Absatz 1 nicht gebunden.

(3) Ein Vertragsstaat, der einen
Vorbehalt nach Absatz 2 gemacht
hat, kann diesen Vorbehalt jeder-
zeit durch eine an den Generalse-
kretär der Vereinten Nationen
gerichtete Notifikation zurück-
ziehen.

Artikel 17

(1) Dieses Übereinkommen
liegt bis zum 31. Dezember 1980
am Sitz der Vereinten Nationen
in New York für alle Staaten zur
Unterzeichnung auf.

(2) Dieses Übereinkommen
bedarf der Ratifikation. Die Rati-
fikationsurkunden werden beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt.

(3) Dieses Übereinkommen
steht allen Staaten zum Beitritt
offen. Die Beitrittsurkunden wer-
den beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt.

Artikel 18

(1) Dieses Übereinkommen
tritt am dreißigsten Tag nach
Hinterlegung der zweiundzwan-
zigsten Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde beim Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen in
Kraft.

(2) Für jeden Staat, der das
Übereinkommen nach Hinterle-
gung der zweiundzwanzigsten
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde ratifiziert oder ihm beitritt,
tritt es am dreißigsten Tag nach
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Hinterlegung der Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde durch die-
sen Staat in Kraft.

Artikel 19

(1) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen gerichtete
schriftliche Notifikation kündi-
gen.

(2) Die Kündigung wird ein
Jahr nach Eingang der Notifika-
tion beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen wirksam.

Artikel 20

Die Urschrift dieses Überein-
kommens, dessen arabischer, chi-
nesischer, englischer, französi-
scher, russischer und spanischer
Wortlaut gleichermaßen authen-
tisch ist, wird beim Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen hin-
terlegt; dieser übermittelt allen
Staaten beglaubigte Abschriften.

Zu Urkund dessen haben die
von ihren Regierungen hierzu
gehörig befugten Unterzeichne-
ten dieses Übereinkommen, das
am 18. Dezember 1979 in New
York zur Unterzeichnung aufge-
legt wurde, unterschrieben.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 22. August 1986 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; das Über-
einkommen tritt gemäß seinem Art. 18 Abs. 2 für Österreich am 21. September 1986 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten das
Übereinkommen ratifiziert bzw. sind diesem beigetreten:

Ägypten, Bahamas, Barbados, Bhutan, Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Berlin-West),
Chile, El Salvador, Finnland, Guatemala, Honduras, Island, Italien, Jordanien, Kanada, Kenia, Republik
Korea, Lesotho, Malawi, Mauritius, Neuseeland (einschließlich Cook Inseln und Niue), Norwegen,
Panama, Philippinen, Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien, Suriname, Trinidad und Tobago, Vereinigte
Staaten und Vereinigtes Königreich (einschließlich abhängige Gebiete).

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden
folgende Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

CHILE

Chile erklärt, daß die Ratifikation dieses Übereinkommens unter der Voraussetzung erfolgt, daß das
Übereinkommen eine Geiselnahme unter allen Umständen, auch unter den im Art. 12 angeführten, verbie-
tet.

EL SALVADOR

El Salvador erklärt einen Vorbehalt in bezug auf die Bestimmungen des Art. 16 Abs. 1 des Überein-
kommens.
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KENIA

Kenia betrachtet sich als nicht durch die Bestimmungen des Art. 16 Abs. 1 des Übereinkommens
gebunden.

MALAWI

Obgleich Malawi die Bestimmungen des Art. 16 annimmt, ist diese Annahme nichtsdestoweniger in
Zusammenhang mit der Erklärung des Präsidenten und Ministers für Auswärtige Angelegenheiten von
Malawi vom 12. Dezember 1966 zu verstehen, wonach die Gerichtsbarkeit des Internationalen Gerichts-
hofs als obligatorisch nach Art. 36 Abs. 2 des Statuts des Gerichtshofs anerkannt wird.

NEUSEELAND

Neuseeland behält sich das Recht vor, die Bestimmungen des Übereinkommens erst dann auf Tokelau
anzuwenden, wenn die erforderlichen innerstaatlichen Erfüllungsgesetze durch Tokelau erlassen worden
sind.

SCHWEIZ

Die Schweiz legt Art. 4 des Übereinkommens derart aus, daß sie sich verpflichtet, die darin enthalte-
nen Bestimmungen zu den in ihrer innerstaatlichen Gesetzgebung vorgesehenen Bedingungen zu erfüllen.

Vranitzky


